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Beratungsfolge Sitzungstermin 
 
Ausschuss für junge Menschen 03.12.2003 
 
Offene Ganztagsschule 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für junge Menschen nimmt den Antrag der Hauptschule Falkenberg auf Einrichtung einer Offe-
nen Ganztagsschule zustimmend zur Kenntnis und bittet die Verwaltung, beim Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Kultur einen entsprechenden Antrag zu stellen. 
Gleichzeitig wird die Verwaltung gebeten, das Einvernehmen des Kreisjugendamtes sowie die Genehmigung des 
Schulrates einzuholen.  
 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung hat mit der Berichtsvorlage Nr. M 03 / 0492 für die Sitzung am 03.12.2003  den Ausschuss für 
junge Menschen umfangreich über die Situation im Zusammenhang mit der Einführung der Offenen Ganztags-
schule an den Norderstedter Schulen informiert. 
 
Die Hauptschule Falkenberg hat zwischenzeitlich mit Schreiben vom 26.11.2003 ( Anlage ) nach einer entspre-
chenden Beschlussfassung in der Schulkonferenz am 25.11.2003 einen Antrag auf Einrichtung einer Offenen 
Ganztagsschule beim Schulträger gestellt. 
 
Die Hauptschule Falkenberg erfüllt im Rahmen der seit dem Schuljahr 2002 / 2003 eingerichteten Ganztagsan-
gebote die unter Ziffer 2 der Richtlinie zur Auswahl der Vorhaben des Investitionsprogramms des Bundes “Zu-
kunft Bildung und Betreuung” aufgeführten Kriterien für eine Offene Ganztagsschule. 
 
Die Richtlinie zur Auswahl der Vorhaben des Investitionsprogramms des Bundes “Zukunft Bildung und Betreu-
ung” sieht nach Ziffer 3 vor, dass der Schulträger im Einvernehmen mit der Schule beim Ministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur einen Antrag auf Einrichtung einer Offenen Ganztagsschule stellt. 
Die Zustimmung der Schulkonferenz sowie das Einvernehmen mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sind im Laufe des Genehmigungsverfahrens nachzuweisen.  
Für die Genehmigung ist eine Stellungnahme des Schulrates erforderlich.           


